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Verbandssatzung 
des Kindergarten-Zweckverbandes 

Neuengörs 
 

 
Aufgrund des § 5 Abs. 3 und 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit in Verbin-
dung mit § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein wird nach Beschluss der Ver-
bandsversammlung und mit Genehmigung des Landrates des Kreises Segeberg folgende 
Verbandssatzung des Kindergarten-Zweckverbandes Neuengörs erlassen: 
 
 

§ 1 
Rechtsnatur, Name, Sitz, Siegel 

 
(1) Die Gemeinden Bahrenhof, Bühnsdorf, Neuengörs, Wakendorf I und Weede bilden ei-

nen Zweckverband im Sinne des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit. Der 
Zweckverband führt den Namen 

 
„Kindergarten-Zweckverband Neuengörs“. 

 
Er hat seinen Sitz in Neuengörs. 

 
(2) Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ohne Gebietshoheit. Er 

darf Beschäftigte beschäftigen.  
 

(3) Der Zweckverband führt das Landessiegel mit der Inschrift: 
 

„Kindergarten-Zweckverband Neuengörs – Kreis Segeberg“. 
 

 
§ 2 

Verbandsgebiet 
 
Das Verbandsgebiet umfasst das Gebiet der Verbandsmitglieder. 
 
 

§ 3 
Aufgaben 

 
(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, für die Einwohnerinnen und Einwohner im Gebiet 

der Verbandsmitglieder ein bedarfsgerechtes Angebot an geeigneten Kindertagesein-
richtungen und Tagespflegestellen sicherzustellen. 
 

(2) Zur Erfüllung dieser Aufgabe kann der Zweckverband  
 
- eigene Kindertageseinrichtungen errichten und betreiben,  

 
- die Inanspruchnahme von Tagespflegestellen gemäß den jeweils geltenden ge-

setzlichen Bestimmungen in geeigneter Form mitfinanzieren, 
 
- geeignete Kindertageseinrichtungen und Tagespflegestellen von anerkannten 

Trägern der freien Jugendhilfe in Anspruch nehmen, 
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- Dritte mit dem Betrieb zweckverbandseigener Kindertageseinrichtungen vertrag-
lich beauftragen,  

 
- die nach § 25a Kindertagesstättengesetz den Verbandsmitgliedern obliegende 

Kostenausgleichsverpflichtung bei Nichtvorhandensein bedarfsgerechter Kinder-
tagesstättenplätze übernehmen. 

 
(3) Die zur Erfüllung der Verbandsaufgaben notwendigen Anlagen und Einrichtungen ste-

hen im juristischen und wirtschaftlichen Eigentum des Zweckverbandes. 
 
 

§ 4 
Organe 

 
Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung und die Verbandsvorsteherin 
oder der Verbandsvorsteher.  
 
 

§ 5 
Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Bürgermeisterinnen bzw. Bürgermeistern 

der verbandsangehörenden Gemeinden oder ihren Stellvertretenden im Verhinderungs-
fall. 
 

(2) Die Verbandsmitglieder entsenden jeweils eine weitere Vertreterin oder einen weiteren 
Vertreter in die Verbandsversammlung. 

 
(3) Jede weitere Vertreterin und jeder weitere Vertreter hat eine Stellvertreterin oder einen 

Stellvertreter. 
 

(4) Die von den Verbandsmitgliedern in die Verbandsversammlung entsandten Vertreterin-
nen oder Vertreter haben jeweils eine Stimme. 

 
(5) Die Verbandsversammlung wählt in ihrer ersten Sitzung aus ihrer Mitte unter Leitung des 

ältesten Mitgliedes eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und unter der Leitung der 
oder des Vorsitzenden eine stellvertretende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden. 
Die oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung ist gleichzeitig Verbandsvorsteherin 
oder Verbandsvorsteher. Entsprechendes gilt für die Stellvertretung. Für sie oder ihn und 
die Stellvertretung gelten die Vorschriften der Gemeindeordnung für ehrenamtliche Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister entsprechend. 

 
 

§ 6 
Einberufung der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung ist von der oder dem Vorsitzenden der Verbandsversamm-

lung einzuberufen, so oft es die Geschäftslage erfordert; mindestens jedoch einmal im 
Kalenderjahr. Sie muss unverzüglich einberufen werden, wenn ein Drittel der Mitglieder 
der Verbandsversammlung es unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt. 

 
(2) Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. 
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§ 7 
Verbandsvorsteherin, Verbandsvorsteher 

 
(1) Der Verbandsvorsteherin oder dem Verbandsvorsteher obliegen die ihr oder ihm gesetz-

lich übertragenen Aufgaben.  
 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über  
 

1. den Verzicht auf Ansprüche des Zweckverbandes und die Niederschlagung solcher 
Ansprüche, die Führung von Rechtstreiten und den Abschluss von Vergleichen, so-
weit ein Betrag von 500,00 € nicht überschritten wird, 
 

2. die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen und die Be-
stellung anderer Sicherheiten für Dritte sowie die Rechtsgeschäfte, die dem wirt-
schaftlich gleichkommen, soweit ein Betrag von 1.000,00 € nicht überschritten wird,  
 

3. den Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegen-
standes einen Betrag von 5.000,00 € nicht übersteigt, 
 

4. den Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit der monatliche Mietzins 250,00 € nicht 
übersteigt,  
 

5. die Veräußerung und die Belastung von Zweckverbandsvermögen, soweit der Wert 
des Vermögensgegenstandes oder die Belastung einen Wert von 5.000,00 € nicht 
übersteigt,  
 

6. die Annahme und Vermittlung von Schenkungen, Spenden und ähnliche Zuwendun-
gen bis zu einem Wert von 5.000,00 €, 
 

7. die Annahme von Erbschaften bis zu einem Wert von 5.000,00 €, 
 

8. die Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, 
 

9. die Vergabe von Aufträgen, 
 

10. die Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen, 
 
 

§ 8 
Ständiger Ausschuss 

 
(1) Es wird folgender ständiger Ausschuss nach dem § 12 Abs. 4 bis 7 GkZ, § 45 Abs. 1 GO 

gebildet: 
 

Kindergartenausschuss 
 
Zusammensetzung: 5 Mitglieder der Verbandsversammlung 
 
Aufgabengebiet:  Vorbereitung von Neu-, Erweiterungs- und Umbauten, 

Erhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten an den bauli-
chen Anlagen und Grundstücken 
Haushaltsangelegenheiten 
Finanzangelegenheiten 
Personalangelegenheiten 
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Prüfung des Jahresabschlusses 
 

Jedes Verbandsmitglied soll mit einem Mitglied im Ausschuss vertreten sein.  
 

(2) Dem Ausschuss wird die Entscheidung über die Befangenheit seiner Mitglieder und der 
nach § 12 Abs. 7 GkZ in Verbindung mit § 46 Abs. 9 GO an den Ausschusssitzungen 
teilnehmenden Mitgliedern der Verbandsversammlung übertragen. 

 
 

§ 9 
Ehrenamtliche Tätigkeit 

 
(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind ehrenamtlich tätig. Für ihre Tätigkeit gel-

ten die Vorschriften für Gemeindevertreterinnen und -vertreter entsprechend, soweit 
nicht das Gesetz über kommunale Zusammenarbeit etwas anderes bestimmt.  

 
(2) Die Mitglieder der Verbandsversammlung werden von der oder dem Vorsitzenden der 

Verbandsversammlung durch Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Oblie-
genheiten verpflichtet und in ihre Tätigkeit eingeführt. 

 
 

§ 10 
Verbandsverwaltung 

 
Der Zweckverband hat keine eigene Verwaltung. Die Verwaltungsgeschäfte und Aufgaben 
der Finanzbuchhaltung werden durch das Amt Trave-Land wahrgenommen. 
 
 

§ 11 
Haushalts- und Wirtschaftsführung des Zweckverbandes 

 
Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung des Zweckverbandes gelten die Vorschriften des 
Gemeinderechts entsprechend. 
 

§ 12 
Deckung des Finanzbedarfs 

 
(1) Der Zweckverband arbeitet ohne Gewinnerzielungsabsicht. 

 
(2) Soweit seine Einnahmen nicht ausreichen, erhebt er zur Deckung seines Finanzbedarfs 

von den Verbandsmitgliedern eine Umlage. Die Umlage bemisst sich nach dem Verhält-
nis der Einwohnerzahlen per 31.03. des dem Haushaltsjahr vorhergehenden Jahres.  

 
 

§ 13 
Verträge nach § 5 GKZ i. V. m. § 29 Abs. 2 GO 

 
Verträge des Zweckverbandes mit Mitgliedern der Verbandsversammlung oder der Ver-
bandsvorsteherin oder dem Verbandsvorsteher oder Mitgliedern des Ausschusses nach 
§ 12 Abs. 7 GkZ i. V. m. § 46 Abs. 3 GO und juristischen Personen, an denen Mitglieder der 
Verbandsversammlung oder die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher oder Mit-
glieder des Ausschusses nach § 12 Abs. 7 GkZ i. V. m. § 46 Abs. 3 GO beteiligt sind, sind 
ohne Genehmigung der Verbandsversammlung rechtsverbindlich, wenn die Auftragsvergabe 
unter Anwendung des für die jeweilige Auftragsart geltenden Vergaberechts erfolgt ist und 
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der Auftragswert den Betrag von 1.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag 
von 100,00 € im Monat nicht übersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe unter den Vorausset-
zungen des Satzes 1 im Wege der freihändigen Vergabe / Verhandlungsvergabe ist der Ver-
trag ohne Beteiligung der Verbandsversammlung rechtsverbindlich, wenn der Auftragswert 
den Betrag von 2.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von 200,00 € im 
Monat, nicht übersteigt. 
 
 

§ 14 
Verpflichtungserklärungen 

 
Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 5.000,00 Euro, bei wiederkehrenden 
Leistungen monatlich 750,00 Euro, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie 
nicht den Formvorschriften des § 11 Abs. 2 und 3 GkZ entsprechen. 
 
 

§ 15 
Änderung der Verbandssatzung 

 
Eine Änderung des § 1 Abs. 1 Satz 1 und der §§ 3 und 12 dieser Satzung bedarf unbescha-
det der Regelung in § 16 GkZ der Zustimmung sämtlicher Verbandsmitglieder. 

 
 

§ 16 
Aufnahme neuer Verbandsmitglieder 

 
Zur Aufnahme eines neuen Verbandsmitgliedes bedarf es neben der Satzungsänderung 
nach § 15 dieser Satzung eines öffentlich-rechtlichen Vertrages zwischen dem Zweckver-
band und dem aufzunehmenden Mitglied. 
 
 

§ 17 
Ausscheiden von Verbandsmitgliedern und Aufhebung des Zweckverbandes 

 
(1) Jedes Verbandsmitglied kann den öffentlich rechtlichen Vertrag über die Mitgliedschaft 

im Zweckverband unter den Voraussetzungen des § 127 LVWG mit einer Frist von 
zwölf Monaten zum Jahresende kündigen. Mit dem Ausscheiden des Verbandsmitglieds 
gehen alle Rechte und Pflichten des Verbandsmitglieds im Zweckverband unter; Vermö-
gensvor- und -nachteile sind durch eine Vereinbarung nach § 6 GkZ auszugleichen. 
 

(2) Der Zweckverband wird aufgelöst, wenn die Voraussetzungen für einen Zusammen-
schluss entfallen sind. Die Verbandsmitglieder vereinbaren die Auflösung durch öffent-
lich-rechtlichen Vertrag.  
 

(3) Wird der Zweckverband aufgelöst, so vereinbaren die Verbandsmitglieder eine Vermö-
gensauseinandersetzung. Die Vereinbarung hat zu berücksichtigen, in welchem Umfan-
ge die Verbandsmitglieder zur Deckung des Finanzbedarfs des Zweckverbandes beige-
tragen haben. 
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§ 18 
Rechtsstellung des Personals bei der Auflösung des Zweckverbandes 

 
Die Abwicklung der Dienst- und Versorgungsverhältnisse der Beschäftigten des Zweckver-
bands erfolgt bei einer Auflösung oder einer Änderung der Aufgaben nach einer Vereinba-
rung zwischen den Verbandsmitgliedern. Die Vereinbarung soll vorsehen, dass die Beschäf-
tigten von den Verbandsmitgliedern oder ihren Rechtsnachfolgern anteilmäßig unter Wah-
rung ihres Besitzstandes übernommen werden. Die Vereinbarung ist Bestandteil des öffent-
lich-rechtlichen Vertrages über die Auflösung des Zweckverbandes. 
 
 

§ 19 
Veröffentlichungen 

 
(1) Satzungen des Zweckverbandes werden durch Abdruck im amtlichen Bekanntma-

chungsblatt des Amtes Trave-Land bekannt gemacht. Es führt die Bezeichnung „UNS 
DÖRPER“, erscheint 14-täglich und wird allen Haushaltungen kostenlos zugestellt. Des 
Weiteren liegt das Bekanntmachungsblatt während der Dienstzeiten im Amtsgebäude 
des Amtes Trave-Land in Bad Segeberg, Waldemar-von-Mohl-Str. 10, für jedermann zur 
Einsichtnahme und zur Mitnahme aus. Zudem kann das Bekanntmachungsblatt im Inter-
net unter www.amt-trave-land.de eingesehen werden. 

 
(2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in der 

Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat, soweit nicht 
gesetzlich etwas anderes bestimmt ist.  

 
(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in 

der Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 
 
 

§ 20 
Inkrafttreten 

 
 
Die Satzung ist am 01. Januar 2019 in Kraft getreten.  


